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A. Problém 

Die 1983 verabschiedete Konsolidierungsrichtlinie, die die Mit-
gliedstaaten zur Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf konsoli-
dierter Basis verpflichtete, betrifft nur Bankengruppen oder Teile 
von Bankengruppen, deren Muttergesellschaft ein Kreditinstitut 
ist. Nach dem vorliegenden Richtlinienvorschlag soll sie durch eine 
neue Richtlinie ersetzt werden, die weitere Einzelheiten der Kon-
solidierung regelt und insbesondere deren Anwendungsbereich 
ausdehnt. 

B. Lösung 

Aufforderung an die Bundesregierung, bei den weiteren Verhand-
lungen über den Richtlinienvorschlag nachdrücklich für eine 
Gleichbehandlung der Finanzinstitute in Ländern mit Universal-
banksystem und mit Trennbanksystem einzutreten, d. h. insbeson-
dere sicherzustellen, daß auch sog. Wertpapierhäuser in die bank-
aufsichtliche Konsolidierung einbezogen werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppe der 
PDS/Linke Liste 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich bei 
den Verhandlungen über die Konsolidierungsrichtlinie (Anlage) 
mit Nachdruck für eine Gleichbehandlung der Finanzinstitute in 
Ländern mit Universalbanksystem und mit Trennbanksystem ein-
zusetzen. Dies bedeutet insbesondere, daß in die bankaufsichtli-
che Konsolidierung auch auf das Wertpapiergeschäft spezialisierte 

Unternehmen einzubeziehen sind. 

Bonn, den 12. Juni 1991 

Der Finanzausschuß 

Hans H. Gattermann 

Vorsitzender 

Dr. Karl H. Fell 

Berichterstatter 
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Anlage 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

KOM(90) 451 endg. — SYN 306 
Brüssel, den 22. November 1990 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
auf konsolidierter Basis 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 57 Abs. 2 erster und dritter Satz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie 83/350/EWG des Rates vom 13. Juni 
1983 über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf 
konsolidierter Basis 1 ) hat die erforderlichen Grundla-
gen für die Anwendung einer Beaufsichtigung der 
Kreditinstitute auf konsolidierter Basis gelegt. Nach 
der Umsetzung der Richtlinie in das Recht der Mit-
gliedstaaten wird der Grundsatz der Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis nunmehr in der gesamten Ge-
meinschaft angewendet. 

Damit die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
wirksam ist, muß sie auf alle Bankengruppen ange-
wendet werden, auch auf Unternehmen, deren Mut-
terunternehmen kein Kreditinstitut ist. Die zuständi-
gen Behörden müssen mit den rechtlichen Instrumen-
ten ausgestattet werden, die zur Durchführung einer 
solchen Beaufsichtigung erforderlich sind. 

Für Unternehmensgruppen, deren Aktivitäten unter-
schiedlich sind und deren Mutterunternehmen min-
destens ein Tochterunternehmen kontrolliert, das ein 
Kreditinstitut ist, müssen die zuständigen Behörden in 
die Lage versetzt werden, die finanzielle Situation des 
Kreditinstituts im Rahmen dieser Gruppen zu beurtei-
len. Bis zu einer späteren Koordinierung können die 
Mitgliedstaaten Konsolidierungstechniken vorschrei-
ben, die zur Erreichung der Zielsetzung dieser Richt-
linie geeignet sind. Die zuständigen Behörden müs-
sen zumindest über Möglichkeiten verfügen, um für 

alle Unternehmen der Gruppe die erforderlichen In-
formationen zu erhalten, die zur Erfüllung ihrer Auf-
gabe notwendig sind. Bei Unternehmensgruppen, die 
unterschiedliche Finanzaktivitäten ausüben, muß 
eine Zusammenarbeit zwischen den Behörden, die für 
die Beaufsichtigung der einzelnen finanziellen Sekto-
ren verantwortlich sind, herbeigeführt werden. 

Begrenzungsnormen für Risiken, die ein Kreditinstitut 
für ein gemischtes Unternehmen, dessen Tochterge-
sellschaft es ist, sowie für andere Tochtergesellschaf-
ten dieses gemischten Unternehmens übernimmt, 
können sich als zweckmäßig erweisen. Es ist jedoch 
besser, diese Frage in allgemeinerer Form im Rahmen 
einer künftigen Richtlinie zur Begrenzung der Groß-
kredite zu regeln. 

Die Mitgliedstaaten können für bestimmte Gruppen-
strukturen, in denen sie die Ausübung der Banktätig-
keiten für ungeeignet halten, die Bankzulassung ver-
weigern oder zurückziehen, insbesondere weil sie 
diese Tätigkeiten nicht mehr in zufriedenstellender 
Weise beaufsichtigen können. Die zuständigen Be-
hörden verfügen diesbezüglich über die in Artikel 11 
der Zweiten Richtlinie 89/646/EWG des Rates vom 
1S. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und zur 
Änderung der Richtlinie 77/780/EWG 1 ) aufgeführten 
Befugnisse, um eine umsichtige und ordnungsgemäße 
Geschäftsführung der Kreditinstitute zu gewährlei-
sten. 

Die Mitgliedstaaten können auch für Gruppen mit 
Strukturen, die nicht von der vorliegenden Richtlinie 
erfaßt werden, geeignete Beaufsichtigungstechniken 
einsetzen. Es empfiehlt sich daher, die Vorschriften 
dieser Richtlinie entsprechend zu ergänzen, um auch 
diese Strukturen, sollten sie sich ausbreiten, mit abzu-
decken. 

Alle Unternehmen, die Bankaktivitäten, wie sie im 
Anhang der Richtlinie 89/646/EWG definiert sind, 
ausüben, müssen in die Beaufsichtigung auf konsoli- 

1) ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 18. 1 ) ABl.  Nr. L 386 vom 30. Dezember 1989, S. 1. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — Fi 709/90 — vom 27. De-
zember 1990. 
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dierter Basis einbezogen werden. Daher muß die Defi-
nition für Finanzinstitute geändert werden. 

Solange die vorgesehene Koordinierung der Anforde-
rungen an die Eigenmittel in bezug auf die Risiken aus 
offenen Marktpositionen nicht realisiert ist, können 
die zuständigen Behörden weiterhin diejenigen Fi-
nanzinstitute aus dem Anwendungsbereich der kon-
solidierten Aufsicht ausnehmen, die vornehmlich mit 
Marktrisiken behafteten Tätigkeiten nachgehen und 
besonderen bankaufsichtlichen Regeln unterliegen. 

Nach Verabschiedung der Richtlinie 86/635/EWG des 
Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresab-
schluß und den konsolidierten Abschluß von Banken 
und Finanzinstituten 1), mit der die Konsolidierungsre-
geln für die zu veröffentlichenden konsolidierten Jah-
resabschlüsse der Kreditinstitute festgelegt wurden, 
ist es nunmehr möglich, die Methoden, die im Rahmen 
der Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis anzu-
wenden sind, noch genauer anzugeben. 

Aufgrund der umfangreichen Änderungen, die an der 
Richtlinie 83/350/EWG vorzunehmen sind, empfiehlt 
es sich, sie vollständig durch die vorliegende Richtli-
nie zu ersetzen. 

Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Zielsetzun-
gen der Einheitlichen Europäischen Akte; sie ermög-
licht insbesondere eine gleichmäßige Anwendung der 
Aufsichtsregeln, die bereits durch andere Gemein-
schaftsakte für die gesamte Gemeinschaft festgelegt 
worden sind und auf konsolidierter Basis beachtet 
werden müssen, und zwar in der Empfehlung 
87/62/EWG der Kommission vom 22. Dezember 1986 
über die Überwachung der Großkredite von Kreditin-
stituten 2), in der Richtlinie 89/647/EWG des Rates 
vom 18. Dezember 1989 für einen Solvabilitätskoeffi-
zienten von Kreditinstituten 3) und im Rahmen der 
harmonisierten Regeln der Richtlinie 89/646/EWG. 
Die vorliegende Richtlinie ist insbesondere für die 
ordnungsgemäße Anwendung der Richtlinie 
89/299/EWG des Rates vom 17. Ap ril 1989 über die 
Eigenmittel von Kreditinstituten 4) erforderlich. 

Es erscheint ratsam, daß Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und Drittländern auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit abgeschlossen werden, um eine 
Durchführung der konsolidierten Beaufsichtigung in 
einem größtmöglichen geographischen Rahmen zu 
ermöglichen — 

HAT  FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

— „Kreditinstitut" : ein Unternehmen gemäß Arti-
kel 1 Abs. 1 der Richtlinie 77/780/EWG des Ra-
tes 5); 

— „Finanzinstitut" : ein Unternehmen, das kein Kre-
ditinstitut ist und dessen Haupttätigkeit darin be-
steht, Beteiligungen zu erwerben und zu halten 
oder eines oder mehrere der Geschäfte zu betrei-
ben, die unter den Nummern 2 bis 12 im Anhang 
der Richtlinie 89/646/EWG aufgeführt sind; 

— „Finanzierungsgesellschaft" : ein Finanzinstitut, 
dessen Tochterunternehmen ausschließlich oder 
hauptsächlich Kreditinstitute oder Finanzinstitute 
sind oder wenn mindestens ein Tochterunterneh-
men ein Kreditinstitut ist; 

— „gemischtes Unternehmen" : ein Mutterunterneh-
men, das kein Finanzinstitut oder Kreditinstitut ist 
und zu dessen Tochterunternehmen mindestens 
ein Kreditinstitut gehört; 

— „Unternehmen mit bankbezogenen Hilfsdien-
sten" : ein Unternehmen, dessen Haupttätigkeit 
die Immobilienverwaltung, die Verwaltung von 
Rechenzentren oder ähnliche Tätigkeiten umfaßt 
und die den Charakter einer Hilfstätigkeit im Ver-
hältnis zur Haupttätigkeit eines oder mehrerer 
Kreditinstitute hat; 

— „Beteiligung" : das direkte oder indirekte Halten 
von mindestens 20 % der Stimmrechte oder des 
Kapitals an einem anderen Unternehmen; 

— „Mutterunternehmen" : ein Mutterunternehmen 
im Sinne von Artikel 1 Abs. 1 der Richtlinie 
83/349/EWG des Rates 1 ); 

— „Tochterunternehmen" : ein Tochterunternehmen 
im Sinne von Artikel 1 Abs. 1 und Artikel 2 der 
Richtlinie 83/349/EWG. Jedes Tochterunterneh-
men eines Tochterunternehmens wird auch als 
Tochterunternehmen des Mutterunternehmens, 
das sich an der Spitze dieser Unternehmen befin-
det, betrachtet; 

— „zuständige Behörden" : diejenigen einzelstaatli-
chen Behörden, die aufgrund von Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften die Aufsichtsbefugnis über 
Kreditinstitute innehaben; 

— „Wertpapierhandel" : der in Artikel 2 der Richtlinie 
.../.../EWG des Rates 2) definierte Handel. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie findet auf alle Kreditinstitute, Fi-
nanzinstitute, Finanzierungsgesellschaften und ge-
mischten Unternehmen Anwendung. 

Die Unternehmen, die gemäß Artikel 2 der Richtlinie 
77/780/EWG dauernd ausgeschlossen sind, werden 
— mit Ausnahme der Zentralbanken der Mitglied-
staaten — für die Anwendung der vorliegenden Richt-
linie wie Finanzinstitute behandelt. 1) ABl. Nr. L 372 vom 31. Dezember 1986, S. 1. 

2) ABl. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10. 
3) ABl. Nr. L 386 vom 30. Dezember 1989, S. 14. 
4) ABl. Nr. L 124 vom 5. Mai 1989, S. 16. 
5) ABl. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30. 

1) ABl. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 1. 
2) ABl. Nr. L ... vom . . ., S. . . . 
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Artikel 3 

Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Finanzie

-

rungsgesellschaften auf konsolidierter Basis 

1. Jedes Kreditinstitut, das eine Beteiligung an einem 
anderen Kreditinstitut oder an einem Finanzinstitut 
hält, ist einer in Umfang und Form dem Artikel 5 
entsprechenden konsolidierten Beaufsichtigung 
seiner Finanzlage mit derjenigen der Ins titute, an 
denen es die Beteiligungen hält, unterworfen. 
Diese Beaufsichtigung findet zumindest auf die in 
den Absätzen 5 und 6 genannten Bereiche Anwen-
dung. 

2. Jede Finanzierungsgesellschaft ist einer in Umfang 
und Form dem Artikel 5 entsprechenden konsoli-
dierten Beaufsichtigung seiner Finanzlage mit der-
jenigen der Kreditinstitute und Finanzinstitute, an 
denen sie eine Beteiligung hält, unterworfen. Diese 
Beaufsichtigung findet zumindest auf die in den 
Absätzen 5 und 6 genannten Bereiche Anwen-
dung. Diese Beaufsichtigung bedeutet auf keinen 
Fall, daß die zuständigen Behörden eine Kontroll-
funktion über die Finanzierungsgesellschaft auf in-
dividueller Basis ausüben. 

3. Die gemäß Artikel 4 mit der Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis beauftragten zuständigen Be-
hörden können jedoch auf die Einbeziehung eines 
Kreditinstituts oder eines Finanzinstituts in die 
Konsolidierung verzichten: 

— wenn das Kredit- oder Finanzinstitut, an dem 
die Beteiligung gehalten wird, seinen Sitz in 
einem Drittland hat, in dem der Übermittlung 
der notwendigen Informationen gesetzliche 
Hindernisse im Wege stehen, oder 

— wenn das einzubeziehende Unternehmen nach 
Meinung der zuständigen Behörden im Hin-
blick auf die Zielsetzung der Beaufsichtigung 
der Kreditinstitute nur von untergeordneter Be-
deutung ist und in jedem Fa ll , wenn die Bilanz-
summe des Kredit- oder Finanzinstituts, an dem 
die Beteiligung gehalten wird, entweder niedri-
ger als 1 % der Bilanzsumme des Kreditinstituts 
oder der Finanzierungsgesellschaft, das oder 
die die Beteiligung hält, oder niedriger als 
10 Millionen ECU ist; wenn mehrere Unterneh-
men die genannten Kriterien erfüllen, müssen 
sie dennoch in die Konsolidierung einbezogen 
werden, soweit die Gesamtheit dieser Unter-
nehmen in bezug auf die erwähnte Zielsetzung 
von Bedeutung sind, oder 

— wenn die Geschäfte des Kredit- oder Finanzin-
stituts, an dem die Beteiligung gehalten wird, 
solcher Art sind, daß nach Auffassung der zu-
ständigen Behörden, die mit der Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis beauftragt sind, 
eine Konsolidierung seiner finanziellen Situa-
tion ungeeignet oder irreführend wäre, oder 

— bis zur weiteren Koordinierung der Eigenmittel-
anforderungen in bezug auf die Marktrisiken, 
wenn das Finanzinstitut, an dem die Beteili-
gung gehalten wird, hauptsächlich mit Marktri-
siken behaftete Tätigkeiten verrichtet und für 

diese Marktrisiken einer besonderen Beaufsich-
tigung durch andere Aufsichtsbehörden unter-
liegt; ferner kann auf die Einbeziehung des 
Wertpapierhandels von Kredit- oder Finanzin-
stituten, an denen eine Beteiligung gehalten 
wird, in die Konsolidierung verzichtet werden, 
vorausgesetzt, daß es für die Beaufsichtigung 
dieses Handels Sondervorschriften gibt. 

4. Wenn die zuständigen Behörden eines Mitglied-
staates die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
durch Anwendung einer der in Absatz 3 vorgese-
henen Fälle nicht ausüben, ist die Muttergesell-
schaft gehalten, den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten, in denen Tochtergesellschaften in 
Form von Kreditinstituten ihren Sitz haben, auf 
Verlangen die Informationen zu erteilen, die ihnen 
die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis gemäß 
dieser Richtlinie ermöglicht. 

5. Die Beaufsichtigung der Solvabilität und die Über-
wachung der Großkredite eines Kreditinstituts 
oder einer Finanzierungsgesellschaft erfolgt ent-
sprechend den geltenden Bestimmungen des Ge-
meinschaftsrechts auf konsolidierter Basis. Die Mit-
gliedstaaten erlassen gegebenenfalls die notwen-
digen Anpassungsmaßnahmen zur Anwendung 
dieser Bestimmungen auf Finanzierungsgesell-
schaften. 

Ist das Mutterunternehmen ein Kreditinstitut, so 
wird die Beachtung der in den Absätzen 1 und 2 
des Artikels 12 der Richtlinie 89/646/EWG festge-
legten Beschränkungen Gegenstand einer Beauf-
sichtigung und Kontrolle auf konsolidierter Basis. 

6. Die zuständigen Behörden schreiben vor, daß in 
allen Kredit- und Finanzinstituten, die der Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis für Kreditinsti-
tute oder Finanzierungsgesellschaften unterliegen, 
angemessene interne Kontrollverfahren bestehen. 

7. Die Mitgliedstaaten brauchen Kreditinstitute, die 
Mutterunternehmen sind und einer Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis unterliegen, keiner 
Beaufsichtigung auf der Basis einer Einzelbetrach-
tung zu unterwerfen. Falls die zuständigen Behör-
den eine Beaufsichtigung auf der Basis einer Ein-
zelbetrachtung vornehmen, können sie für die Be-
rechnung der Eigenmittel von Artikel 2 Abs. 1 drit-
ter Gedankenstrich der Richtlinie 89/299/EWG Ge-
brauch machen. 

8. Wenn ein Kreditinstitut ein Tochterunternehmen 
eines anderen Kreditinstituts ist und in einem an-
deren Mitgliedstaat seine Zulassung erhalten und 
seinen Sitz hat, so üben die zuständigen Behörden, 
die diese Zulassung erteilt haben, die Beaufsichti-
gung auf der Basis der Unterkonsolidierung oder 
Einzelbetrachtung des Tochterunternehmens aus. 

9. Ungeachtet des Absatzes 8 können die für die Zu-
lassung eines Tochterunternehmens eines Mutter-
unternehmens, das ein Kreditinstitut ist, verant-
wortlichen zuständigen Behörden im Wege einer 
bilateralen Übereinkunft ihre Verantwortung für 
die Beaufsichtigung auf die zuständigen Behörden, 
die das Mutterunternehmen zugelassen haben und 
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beaufsichtigen, übertragen. Die Kommission ist 
über das Bestehen und den Inhalt dera rtiger Über-
einkünfte zu unterrichten. Sie übermittelt diese In-
formation den anderen Behörden und dem Bera-
tenden Bankenausschuß. 

Artikel 4 

Für die Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis zuständige Behörden 

1. Wenn das Mutterunternehmen ein Kreditinstitut 
ist, wird die Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis von den zuständigen Behörden, die diesem 
Kreditinstitut die in Artikel 3 der Richtlinie 
77/780/EWG erwähnte Zulassung erteilt haben, 
ausgeübt. 

2. Wenn ein Kreditinstitut als Mutterunternehmen 
eine Finanzierungsgesellschaft hat, wird die Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis von den zustän-
digen Behörden, die diesem Kreditinstitut die in 
Artikel 3 der Richtlinie 77/780/EWG erwähnte Zu-
lassung erteilt haben, ausgeübt. 

Wenn jedoch in mehr als einem Mitgliedstaat zuge-
lassene Kreditinstitute als Mutterunternehmen die-
selbe Finanzierungsgesellschaft haben, wird die 
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis von den 
zuständigen Behörden des Kreditinstituts ausge-
übt, das in dem Mitgliedstaat zugelassen wurde, 
in dem die Finanzierungsgesellschaft ihren Sitz 
hat. 

Wenn es kein Kreditinstitut als Tochterunterneh-
men in dem Mitgliedstaat gibt, in dem die Finan-
zierungsgesellschaft ihren Sitz hat, so verständigen 
sich die zuständigen Behörden der betroffenen 
Mitgliedstaaten (einschließlich des Mitgliedstaa-
tes, in dem die Finanzierungsgesellschaft ihren Sitz 
hat), um einvernehmlich diejenigen zuständigen 
Behörden unter ihnen zu bestimmen, die die Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis vornehmen sol-
len. Wird keine Übereinstimmung darüber erzielt, 
so wird die Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis von denjenigen zuständigen Behörden durch-
geführt, die das Kreditinstitut zugelassen haben, 
das die höchste Bilanzsumme hat. Falls die Bilanz-
summe gleich ist, erfolgt die Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis durch diejenigen zuständigen 
Behörden, die zuerst die in Artikel 3 der Richt-
linie 77/780/EWG erwähnte Zulassung erteilt 
hat. 

3. Die betroffenen zuständigen Behörden können von 
den Regeln des Absatzes 2 erster und zweiter Un-
terabsatz einvernehmlich abweichen. 

4. Die in Absatz 2 dritter Unterabsatz und Absatz 3 
erwähnten Übereinkünfte sehen konkrete Maß-
nahmen der Zusammenarbeit und der Übermitt-
lung von Informationen vor, um die in dieser Richt-
linie vorgesehenen Ziele zu erreichen. 

Artikel 5 

Form und Umfang der Konsolidierung 

1. Die mit der Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis beauftragten zuständigen Behörden müssen 
zum Zwecke der Beaufsichtigung die vollständige 
Konsolidierung der Kreditinstitute und der Finanz-
institute, die Tochterunternehmen des Mutterun-
ternehmens sind, oder wenn diese nach Ansicht 
der zuständigen Behörden einen beherrschenden 
Einfluß ausüben, verlangen. Diese Konsolidierung 
soll eine konsolidierte Beaufsichtigung zumindest 
derjenigen Tätigkeiten ermöglichen, die im An-
hang der Richtlinie 89/646/EWG aufgeführt sind. 

Jedoch kann aufgrund der Verantwortlichkeit an-
derer Aktionäre oder Gesellschafter und wenn de-
ren ausreichende Solvabilität gegeben ist, die an-
teilmäßige Konsolidierung auch in den Fällen vor-
geschrieben werden, in denen nach Meinung der 
zuständigen Behörden die Haftung des Unterneh-
mens, das eine Beteiligung hält, auf ihren Kapital-
anteil beschränkt ist. Die Verantwortlichkeit der 
anderen Aktionäre oder Gesellschafter muß — ge-
gebenenfalls durch eine schriftliche Erklärung — 
ausdrücklich festgelegt werden. 

2. Die mit der Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis beauftragten zuständigen Behörden müssen 
zum Zwecke der Beaufsichtigung die anteilmäßige 
Konsolidierung der Beteiligungen verlangen, die 
an Kreditinstituten und Finanzinstituten gehalten 
werden, die von einem Unternehmen, das in die 
Konsolidierung einbezogen ist, gemeinsam mit ei-
nem oder mehreren nicht in die Konsolidierung 
einbezogenen Unternehmen geleitet werden, 
wenn sich daraus eine beschränkte Haftung der 
betreffenden Unternehmen nach Maßgabe ihres 
Kapitalanteils ergibt. 

3. In den anderen als den in den Absätzen 1 und 2 
erwähnten Beteiligungsfällen oder wenn tatsäch-
lich ein maßgeblicher Einfluß ausgeübt wird, ent-
scheiden die zuständigen Behörden, ob und in wel-
cher Form die Konsolidierung zu erfolgen hat. Sie 
können insbesondere die Anwendung der Äquiva-
lenzmethode gestatten oder vorschreiben. 

4. Die Unternehmen mit bankbezogenen Hilfsdien-
sten werden nach den gleichen, in den Absätzen 1, 
2 und 3 vorgeschriebenen Methoden in die Konso-
lidierung einbezogen. 

Artikel 6 

Von den gemischten Unternehmen und ihren 
Tochterunternehmen zu erteilende Auskünfte 

1. Bis zur späteren Koordinierung der Konsolidie-
rungsmethoden sehen die Mitgliedstaaten vor, daß 
ihre zuständigen Behörden von den gemischten 
Unternehmen und ihren Tochterunternehmen alle 
Informationen oder Auskünfte verlangen, die zur 
Beaufsichtigung der Tochterunternehmen in der 
Form von Kreditinstituten zweckdienlich sind. 
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2. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß ihre zuständi-
gen Behörden die von den gemischten Unterneh-
men und ihren Tochterunternehmen aufgrund des 
Absatzes 1 erlangten Informationen vor Ort nach-
prüfen oder von externen Prüfern nachprüfen las-
sen können. 

Artikel 7 

Maßnahmen, die eine Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis erleichtern 

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß keine gesetz-
lichen Hindernisse es einem Kreditinstitut, einem 
Finanzinstitut, einem Unternehmen mit bankbezo-
genen Hilfsdiensten oder einem Tochterunterneh-
men gemäß Artikel 6 verwehren, dem Kreditinsti-
tut, der Finanzierungsgesellschaft oder dem ge-
mischten Unternehmen, das oder die eine Beteili-
gung an ihm hält, Auskünfte zu erteilen, die für die 
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis nach die-
ser Richtlinie notwendig sind. 

2. Falls das Mutterunternehmen und ein oder meh-
rere Kreditinstitute, die Tochterunternehmen sind, 
sich in verschiedenen Mitgliedstaaten befinden, 
übermitteln die zuständigen Behörden jedes Mit-
gliedstaates einander die Informationen, die geeig-
net sind, die Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis zu ermöglichen oder zu erleichtern. 

Falls die zuständigen Behörden des Mitglied-
staates, in dem das Mutterunternehmen seinen 
Sitz hat, die Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis gemäß Artikel 4 nicht durchführen, müssen sie 
von diesem Mutterunternehmen die Informatio-
nen, die für die Durchführung der Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis notwendig sind, erhalten 
und an die zuständigen Aufsichtsbehörden weiter-
leiten. 

3. Die Mitgliedstaaten gestatten, daß ihre zuständi-
gen Behörden die in Absatz 2 erwähnten Informa-
tionen austauschen, die für eine Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis nach dieser Richtlinie not-
wendig sind, wobei die Beschaffung oder der Besitz 
von Informationen im Falle der Finanzinstitute oder 
der Unternehmen mit bankbezogenen Hilfsdien-
sten keinesfalls eine Beaufsichtigung dieser Insti-
tute oder Unternehmen auf der Basis der Einzelbe-
trachtung durch die zuständigen Behörden bedeu-
tet. 

Auch wenn die Mitgliedstaaten gestatten, daß ihre 
zuständigen Behörden, die in Artikel 6 genannten 
Informationen austauschen, bedeutet die Beschaf-
fung oder der Besitz von Informationen keinesfalls, 
daß die zuständigen Behörden eine Aufsichtsfunk-
tion über dieses gemischte Unternehmen und sei-
nen Tochterunternehmen, die keine Kreditinstitute 
sind, ausüben. 

4. Wenn ein Kreditinstitut, eine Finanzierungsgesell-
schaft oder ein gemischtes Unternehmen ein oder 
mehrere Tochterunternehmen kontrolliert, bei de-
nen es sich um Versicherungsunternehmen oder 

andere, einer Zulassung unterworfene Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen handelt, arbeiten die 
zuständigen Behörden und die mit der amtlichen 
Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen 
oder der erwähnten anderen Wertpapierdienstlei-
stungsunternehmen betrauten Behörden eng zu-
sammen. Diese Behörden teilen sich alle Informa-
tionen mit, die geeignet sind, die Erfüllung ihrer 
Aufgabe zu erleichtern und eine Beaufsichtigung 
der Tätigkeit und der finanziellen Situa tion aller 
Unternehmen, die ihrer Aufsicht unterliegen, zu 
gewährleisten. 

5. Die aufgrund der Vorschriften dieser Richtlinie er-
langten Informationen und insbesondere der vor-
gesehene Informationsaustausch zwischen den zu-
ständigen Behörden unterliegen dem Berufs-
geheimnis gemäß Artikel 12 der Richtlinie 
77/780/EWG. 

6. Die zuständigen Behörden erstellen eine Liste der 
Finanzierungsgesellschaften, die sie einer Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis unterwerfen. 
Die Liste wird den zuständigen Behörden der ande-
ren Mitgliedstaaten und der Kommission mitge-
teilt. 

7. Falls die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaa-
tes in Anwendung dieser Richtlinie auf ein Kredit-
institut, eine Finanzierungsgesellschaft oder ein 
gemischtes Unternehmen in bestimmten Fällen die 
Informationen über ein Kreditinstitut, ein Finanzin-
stitut, ein Unternehmen mit bankbezogenen Hilfs-
diensten oder eine Tochtergesellschaft mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat gemäß Artikel 6 
nachprüfen wollen, müssen sie die zuständigen Be-
hörden des anderen Mitgliedstaates um diese 
Nachprüfung ersuchen. Die ersuchten Behörden 
müssen dem Ersuchen im Rahmen ihrer Befugnisse 
entsprechen, indem sie die Nachprüfung entweder 
selbst vornehmen oder die ersuchenden Behör-
den zu ihrer Durchführung ermächtigen oder ge-
statten, daß die Nachprüfung von einem Wirt-
schaftsprüfer oder Sachverständigen durchgeführt 
wird. 

8. Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß — unbeschadet 
strafrechtlicher Bestimmungen — die jeweils zu-
ständigen Behörden gegen die Finanzierungsge-
sellschaften und gemischten Unternehmen oder 
deren verantwortliche Geschäftsleiter, die gegen 
die gemäß dieser Richtlinie erlassenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften verstoßen, mit Sanktio-
nen oder Maßnahmen vorgehen können, mit dem 
Ziel, die festgestellten Verstöße oder deren Ursa-
chen abzustellen. In manchen Fällen können diese 
Maßnahmen das Eingreifen der Justizbehörden er-
fordern. Die zuständigen Behörden arbeiten zu-
sammen, um den Erfolg der Sanktionen bzw. Maß-
nahmen zu sichern, vor allem dann, wenn die Fi-
nanzierungsgesellschaft oder das gemischte Unter-
nehmen nicht an dem Ort ihren bzw. seinen Sitz 
hat, an dem sich ihre bzw. seine Hauptverwaltung 
oder ihre bzw. seine Hauptniederlassung befin-
det. 
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Artikel 8 

Drittländer 

1. Die Gemeinschaft kann auf Anfrage eines Mit-
gliedstaates oder aufgrund eigener Initiative dem 
Rat Vorschläge unterbreiten, um mit einem oder 
mehreren Drittländern durch Abkommen Anwen-
dungsvereinbarungen über die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis abzuschließen 

— für Kreditinstitute, deren Mutterunternehmen 
ihren Sitz in Drittländern haben, und 

— für Kreditinstitute mit Sitz in einem Drittland, 
dessen Mutterunternehmen ein Kreditinstitut 
oder eine Finanzierungsgesellschaft mit Sitz in 
der Gemeinschaft ist. 

2. In diesen Vereinbarungen gemäß Absatz 1 soll si-
chergestellt werden, 

— daß einerseits die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten die notwendigen Informatio-
nen erhalten können, die es ihnen ermöglichen, 
Kreditinstitute oder Finanzierungsgesellschaf-
ten innerhalb der Gemeinschaft, die Beteiligun-
gen an Kreditinstituten oder Finanzinstituten 
außerhalb der Gemeinschaft halten, auf konso-
lidierter Basis zu beaufsichtigen, und 

— daß anderseits die zuständigen Behörden in 
Drittländern diejenigen Informationen erhalten 
können, die es ihnen ermöglichen, diejenigen 
Muttergesellschaften mit Sitz in ihrem Hoheits-
gebiet zu beaufsichtigen, die Beteiligungen an 
Kreditinstituten oder Finanzinstituten in einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten halten. 

3. Die Kommission prüft zusammen mit dem gemäß 
Artikel 11 der Richtlinie 77/780/EWG eingesetzten 

Beratenden Bankenausschuß das Ergebnis dieser 
Verhandlungen sowie die sich daraus ergebende 
Lage. 

Artikel 9 

Schlußbestimmungen 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie bis zum 1. Januar 1993 nachzu-
kommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis. 

Die Mitgliedstaaten nehmen entweder in diesen 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei 
deren amtlicher Veröffentlichung auf diese Richtli-
nie Bezug. Sie regeln die Einzelheiten dieser Be-
zugnahme. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechts-
vorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richt-
linie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 10 

Die Richtlinie 83/350/EWG des Rates wird ab 1. Ja-
nuar 1993 aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

Geschehen zu Brüssel am . . . 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Finanzbogen 

Der Vorschlag wird voraussichtlich keine Kosten für den Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaften verursachen. 

Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 

I. Wodurch ist die Maßnahme in erster Linie 
gerechtfertigt? 

Der Hauptgrund für die Einführung der Maßnahme 
besteht darin, die Verpflichtung zur Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis (die bereits mit der Richtlinie 
83/350/EWG eingeführt wurde) auf Bankengruppen 
auszudehnen, deren Muttergesellschaft eine „Finan-
zierungsgesellschaft" ist, d. h. ein Unternehmen, das 
selbst kein Kreditinstitut ist, dessen Tochterunterneh-
men jedoch ausschließlich oder hauptsächlich Kredit-
oder Finanzinstitute sind. 

II. Merkmale der betroffenen Unternehmen 

Betroffen sind in erster Linie Kreditinstitute. Ferner 
sind in mehrfacher Hinsicht die Tochterunternehmen 
von Kreditinstituten sowie die Mutterunternehmen 
von Kreditinstituten und deren sonstigen Tochterun-
ternehmen betroffen. 

Angesichts des in den Artikeln 4 und 10 der Richtlinie 
89/646/EWG genannten erforderlichen Mindestan-
fangskapitals und der Mindesteigenmittel ist es un-
wahrscheinlich, daß es unter den betroffenen Kredit-
instituten viele KMU gibt. 

Eine besondere regionale Konzentration existiert 
nicht. 

III. Welche Verpflichtungen werden den 
Unternehmen direkt auferlegt? 

Der Vorschlag sieht nicht vor, den Unternehmen ir-
gendwelche Verpflichtungen direkt aufzuerlegen. 
Die in der Richtlinie vorgesehenen Verpflichtungen 
gelten für die zuständigen Behörden und betreffen die 
Zulassung und Beaufsichtigung von Kreditinstituten. 
Um ihren Verpflichtungen nachzukommen, werden 
die zuständigen Behörden im wesentlichen von den 
betroffenen Unternehmen die Vorlage von Aufstel-
lungen über ihre konsolidierte finanzielle Lage sowie 
die Einhaltung der in anderen Rechtsakten der Ge-
meinschaft vorgeschriebenen Koeffizienten verlan-
gen müssen. Indirekt weiden für die betroffenen Un-
ternehmen also Verpflichtungen entstehen, es sollte 
jedoch nicht übersehen werden, daß diese Verpflich-
tungen bereits weitgehend auf die Richtlinie aus dem 

Jahr 1983 zurückgehen. Der Vorschlag schafft also 
nur neue Verpflichtungen für Mutterunternehmen 
von Kreditinstituten, die selbst keine Kreditinstitute 
sind, und die anderen Tochterunternehmen dieser 
Mutterunternehmen. 

IV. Welche Verpflichtungen könnten den 
Unternehmen auf dem Wege über die örtlichen 
Behörden indirekt auferlegt werden? 

Keine 

V. Gibt es Sondermaßnahmen für KMU? Welche? 

Der Vorschlag soll die Beaufsichtigung einer regle-
mentierten Katego rie von Unternehmen (Kreditinsti-
tute) verbessern, er bet rifft also in keiner Weise die 
KMU. Es ist jedoch festzuhalten, daß die Richtlinie 
gemäß dem Tatbestandsprinzip die Möglichkeit vor-
sieht, auf die Einbeziehung von Unternehmen in die 
Konsolidierung zu verzichten, die im Hinblick auf die 
Zielsetzung der Beaufsichtigung der Kreditinstitute 
nur von untergeordneter Bedeutung sind, und in je-
dem Fall, wenn die Bilanzsumme des Kredit- oder 
Finanzinstituts, an dem die Beteiligung gehalten wird, 
entweder niedriger als 1 % der Bilanzsumme des Kre-
ditinstituts oder der Finanzierungsgesellschaft, das 
oder die die Beteiligung hält, oder niedriger als 
10 Mio. ECU ist, wobei der jeweils niedrigere Betrag 
Anwendung findet. 

VI. Was sind die voraussichtlichen Auswirkungen 

a) auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen, 

b) auf die Beschäftigung? 

a) Da der Vorschlag eine umfassendere Beaufsichti-
gung der Aktivitäten von Kreditinstituten zum Ziel 
hat, dürfte sich das Risiko der Zahlungsunfähigkeit 
dieser Institute verringern, was sich auf die Lei-
stungsfähigkeit von Kreditinstituten und die Stabi-
lität der wirtschaftlichen und finanziellen Lage im 
allgemeinen nur positiv auswirken kann. 
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b) Auswirkungen auf die Beschäftigung sind nicht zu 
erwarten. 

VII. Sind die Sozialpartner konsultiert worden? 
Welcher Ansicht sind sie? 

Die Arbeitnehmervertreter wurden über die Absicht 
der Kommission informiert, diese Richtlinie auszuar

-

beiten, die sich jedoch nicht auf die Lage der Arbeit-
nehmer auswirken wird. 

Was die Unternehmensseite angeht, haben informelle 
Konsultationen mit der EG-Bankenvereinigung, der 
Sparkassenvereinigung der EG und der Vereinigung 
der Genossenschaftsbanken der EG stattgefunden. 

Insgesamt haben diese Fachverbände den vorliegen-
den Vorschlag begrüßt. 
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Begründung 

I. Allgemeine Erwägungen 

Im Jahre 1983 hatte der Rat bereits eine Richtlinie 
über die Beaufsichtigung von Kreditinstituten auf 
konsolidierter Basis 1 ) verabschiedet. Diese Richtlinie 
sah im wesentlichen vor, daß die Mitgliedstaaten für 
Kreditinstitute eine Beaufsichtigung auf konsolidier-
ter Basis durchführen. In einer ersten Phase  galt diese 
Verpflichtung jedoch nur für Bankengruppen oder 
Teile von Bankengruppen, deren Muttergesellschaft 
ein Kreditinstitut ist. 

Sowohl die weiteren Arbeiten innerhalb des Beraten-
den Bankenausschusses der Gemeinschaft als auch 
die zunehmende Verwirklichung des Binnenmarktes 
sprechen für eine Ausweitung und eine strengere Ab-
fassung der Bestimmungen der Richtlinie von 1983, 
die im übrigen nur als erster Schritt geplant war. 

Erstens sind die Bankengruppen, deren Muttergesell-
schaft kein Kreditinstitut ist, sondern eine „Holding-
gesellschaft des Finanzsektors" — das heißt, ein Un-
ternehmen, dessen Tochtergesellschaften sich aus-
schließlich oder größtenteils aus einem oder mehreren 
Kreditinstituten oder Finanzinstituten zusammenset-
zen — zu erfassen und zum Gegenstand einer Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis zu machen. 

Eine solche Konsolidierung, die sich auf die Holding-
gesellschaft des Finanzsektors erstreckt, bietet meh-
rere Vorteile. Zum einen besteht die Möglichkeit, ei-
nen besseren Überblick über die tatsächliche Höhe 
der Eigenmittel der Bankengruppe zu gewinnen. Au-
ßerdem können die von der Gruppe insgesamt einge-
gangenen Risiken umfassender bewertet werden, und 
der Umfang dieser Risiken kann zur Höhe der Eigen-
mittel in Bezug gesetzt werden, so daß die Aufsichts-
behörden die tatsächliche Solvabilität der Gruppe 
besser beurteilen können. 

Durch eine Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis, 
die sich auf die Holdinggesellschaft des Finanzsektors 
erstreckt, können auch sogenannte vertikal struktu-
rierte Unternehmensgruppen, deren Muttergesell-
schaft ein Kreditinstitut ist, das eine Reihe von Toch-
tergesellschaften und Unterfilialen besitzt, und soge-
nannte ho rizontal strukturierte Unternehmensgrup-
pen erfaßt werden, deren Muttergesellschaft eine 
Holdinggesellschaft des Finanzsektors ist, deren ver-
schiedene Tochtergesellschaften ihrerseits unterein-
ander verbunden sein können; es wäre auch kaum 
sinnvoll, Unternehmensgruppen, die sich für eine ho-
rizontale Struktur entscheiden, weniger effizient zu 
beaufsichtigen als Gruppen mit einer vertikalen 
Struktur. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß eine Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis, die auch die „Holdinggesell-
schaft des Finanzsektors" einschließt, nicht darauf ab-
zielt, ein Kontrollstatut für das zu schaffen, was im all-
gemeinen als „Finanzkonglomerat" bezeichnet wird, 
oder den Kontrollbehörden der Kreditinstitute in ir-
gendeiner Form Vorrang bei der Beaufsichtigung von 
Unternehmensgruppen mit gemischtem Tätigkeitsbe-
reich einzuräumen. Die Kontrollbehörden der Kredit-
institute sollen vielmehr einen besseren Überblick 
über die Solvabilität der Kreditinstitute erhalten, die 
Teil der Gruppe sind, um somit einen besseren Schutz 
der Einleger zu gewährleisten. 

Zweitens sollen durch den Richtlinienvorschlag Be-
stimmungen für den Fall geschaffen werden, daß die 
Muttergesellschaft einer Bankengruppe weder ein 
Kreditinstitut noch eine Holdinggesellschaft des Fi-
nanzsektors ist, sondern eine „gemischte Unterneh-
mensgruppe" im Sinne des Richtlinienvorschlags. In 
einem solchen Fall ist die Konsolidierung wegen der 
Heterogenität der Aktivitäten der Unternehmens-
gruppe nicht möglich. Daher sind alternative Maß-
nahmen vorzusehen, die in diesem Fall darin be-
stehen, daß die gemischte Unternehmensgruppe 
und deren Tochtergesellschaften verpflichtet sind, 
die von den Kontrollbehörden geforderten Auskünfte 
zu erteilen, insbesondere im Hinblick auf die inter-
nen Verknüpfungen und die Geschäfte zwischen 
der gemischten Unternehmensgruppe und ihren 
Tochtergesellschaften einerseits und dem oder den 
Kreditinstituten der Unternehmensgruppe anderer-
seits. 

Die dritte Verbesserung durch den Richtlinienvor-
schlag besteht da rin, daß der Gegenstand der Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis näher bestimmt 
wird, was in der Richtlinie von 1983, in der auf eine 
spätere Koordinierung der Beaufsichtigungsnormen 
verwiesen wurde, nicht geschehen konnte. Da bei die-
ser späteren Koordinierung in der Zwischenzeit er-
hebliche Fortschritte erzielt werden konnten, besteht 
nunmehr die Möglichkeit, den Gegenstand der Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis exakt zu definie-
ren. 

Die vierte Verbesserung durch den Richtlinienvor-
schlag schließlich betrifft die Konsolidierungsverfah-
ren. Auch in diesem Zusammenhang ist auf die Fort-
schritte hinzuweisen, die in der Zwischenzeit bei der 
Koordinierung der Konsolidierungsverfahren erzielt 
wurden, und zwar insbesondere auf die Richtlinie 
86/635/EWG vom 8. Dezember 1986 über den Jahres-
abschluß und den konsolidierten Abschluß von Ban-
ken und anderen Finanzinstituten 2). 

1 ) Richtlinie 83/350/EWG vom 13. Juni 1983, ABI. Nr. L 193, 
S. 18 bis 20. 2) ABl. Nr. L 372 vom 31. Dezember 1986, S. 1 bis 17. 
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II. Erläuterungen zu den Artikeln 

Artikel 1 — Definitionen 

Die Mehrzahl der Definitionen wurde anderen Richt-
linien der Gemeinschaft entnommen, und ihre Ober-
nahme ist gerechtfertigt, um die Kohärenz des Ge-
meinschaftsrechts zu erhalten. Die Definition des Fi-
nanzinstituts wurde geringfügig geändert, um sie an 
die Defini tion in der Zweiten Bankrechtskoordinie-
rungsrichtlinie 3) anzupassen, der Geltungsbereich 
hingegen unterscheidet sich jedoch nicht wesent-
lich. 

Eine Definition ist jedoch neu und von besonderer 
Bedeutung im Rahmen des Vorschlags; der Beg riff der 
Holdinggesellschaft des Finanzsektors, die als Fi-
nanzinstitut definiert wird, dessen Tochtergesell-
schaften ausschließlich oder hauptsächlich Kreditin-
stitute oder Finanzinstitute sind oder wenn minde-
stens ein Tochterunternehmen ein Kreditinstitut ist. 

Bei der Definition des gemischten Unternehmens han-
delt es sich um eine residuale Defini tion, die alle Mut-
tergesellschaften abdeckt, die kein Finanzinstitut 
oder Kreditinstitut sind und zu deren Tochterunter-
nehmen mindestens ein Kreditinstitut gehört. 

Es ist anzumerken, daß die Definition der Beteiligung 
— die in der Richtlinie aus dem Jahre 1983 eine Betei-
ligung von mindestens 25 % des Kapitals eines ande-
ren Unternehmens vorsah — geändert wurde, um sie 
an die Richtlinie 86/635/EWG vom 8. Dezember 1986 
anzupassen; der Prozentsatz wurde auf 20 % gesenkt, 
und dieser Prozentsatz bezieht sich nicht nur auf die 
Kapitalbeteiligung, sondern auch auf die Stimmrechte 
an einem Unternehmen. 

Artikel 2 — Anwendungsbereich 

Im Sinne einer einheitlichen Anwendung der Bank-
rechtsrichtlinien entspricht der Anwendungsbereich 
dem der anderen Bankrechtsrichtlinien, insbesondere 
der Richtlinie 89/646/EWG. Da der Text außerdem 
Bestimmungen enthält, die für Holdinggesellschaften 
des Finanzsektors und gemischte Unternehmens-
gruppen gelten, erstreckt sich der Anwendungsbe-
reich auch auf diese Unternehmen. 

Artikel 3 — Beaufsichtigung von Kreditinstituten 
und Holdinggesellschaften des 
Finanzsektors auf konsolidierter Basis 

Dieser Artikel ist das Kernstück des Richtlinienvor-
schlags. 

Absatz 1 sieht die Verpflichtung zur Beaufsichtigung 
eines Kreditinstituts auf der Grundlage seiner konso

-

lidierten Finanzlage vor. Diese Bestimmung ist im 

Vergleich zur Richtlinie aus dem Jahre 1983 nicht 
neu. 

Absatz 2 hingegen stellt eine wesentliche Neuerung 
gegenüber der Richtlinie aus dem Jahre 1983 dar, da 
darin eine Verpflichtung zur Beaufsichtigung von 
Holdinggesellschaften des Finanzsektors auf der 
Grundlage ihrer konsolidierten Finanzlage vorgese-
hen ist. Gleichzeitig wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, daß diese Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis auf keinen Fall bedeutet, daß die zuständigen 
Behörden eine Kontrollfunktion über die Holdingge-
sellschaft des Finanzsektors auf individueller Basis 
ausüben. Dieser Hinweis ist wich tig, da während der 
vorbereitenden Arbeiten die Mehrzahl der Regie-
rungssachverständigen der Mitgliedstaaten darauf 
bestanden haben, daß sie eine Beaufsichtigung der 
Holdinggesellschaften des Finanzsektors auf indivi-
dueller Basis, die allerdings in Frankreich und Po rtu-
gal (und außerhalb der Gemeinschaft in den Vereinig-
ten Staaten) praktiziert wird, nicht wünschen. 

In Absatz 3 werden die Fälle genannt, in denen auf die 
Einbeziehung eines bestimmten Unternehmens in die 
Konsolidierung verzichtet werden kann. Zu den drei 
ersten Gedankenstrichen, die im wesentlichen bereits 
in der Richtlinie aus dem Jahre 1983 vorgesehen wa-
ren, sind keine besonderen Bemerkungen zu machen. 
Der vierte Gedankenstrich ist jedoch neu und bet rifft 
das Problem der Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis bei Marktrisiken. Nach dem gegenwärtigen 
Stand des Gemeinschaftsrechts muß die Konsolidie-
rung der Eigenmittelanforderungen gemäß der Richt-
linie 89/647/EWG über einen Solvabilitätskoeffizien-
ten für Kreditinstitute erfolgen. In ihrem Vorschlag für 
eine Richtlinie über die angemessene Eigenkapital-
ausstattung von Wertpapierfirmen und Kreditinstitu-
ten [KOM(90) 141] sieht die Kommission die Möglich-
keit vor, daß die Aufsichtsbehörden bezüglich des 
Wertpapierhandels anstelle der Anforderungen der 
Richtlinie 89/647/EWG diejenigen des genannten 
Richtlinienvorschlags anwenden können, die im we-
sentlichen das Marktrisiko im Zusammenhang mit 
dem Wertpapierhandel abdecken sollen. Indirekt 
stellt sich also die Frage, ob diese Op tion auch auf 
konsolidierter Basis gelten muß und ob demnach die 
Eigenmittelanforderungen zur Abdeckung der 
Marktrisiken im Zusammenhang mit dem Wertpa-
pierhandel auf konsolidierter Basis zu berechnen sind. 
Dazu ist zunächst einmal festzustellen, daß der 
Grundsatz der Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis generell anzuwenden ist, und es ist nicht einzuse-
hen, warum die Aufsichtsbehörden bei der Bewe rtung 
der Marktrisiken auf die Konsolidierung verzichten 
sollten. Nur die Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis ermöglicht einen Gesamtüberblick über die 
Marktrisiken, denen das oder die Kreditinstitut/e, die 
zu dieser Unternehmensgruppe gehören, ausgesetzt 
sind. Erscheint dieser Grundsatz auch unanfechtbar, 
so sollte man sich dennoch vor Augen führen, daß man 
sich gegenwärtig auf internationaler Ebene noch nicht 
über die Modalitäten der Beaufsichtigung der Markt-
risiken auf konsolidierter Basis einig ist. Diese Beauf-
sichtigung wirft in der Tat gegenüber der Beaufsich-
tigung der Kreditrisiken auf konsolidierter Basis neue 
Probleme auf. Das Hauptproblem besteht darin, daß 
durch die Konsolidierung entgegengesetzte Positio- 

3) Zweite Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und Aus-
übung der Tätigkeit der Kreditinstitute und zur Änderung der 
Richtlinie 77/780/EWG, ABl.  Nr. L 386 vom 30. Dezember 
1989, S. 1 bis 13. 
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nen in verschiedenen Einheiten der Unternehmens-
gruppe gegeneinander aufgerechnet werden und so-
mit zu geringeren Eigenmittelanforderungen führen 
könnten. Im Falle des Konkurses einzelner Einheiten 
der Gruppe wären die Konkursverwalter der Einheit, 
mit der rentablen Position dagegen nicht verpflichtet, 
die aus einer Verlustposition resultierende Reduzie-
rung der Netto-Aktiva einer anderen Einheit der 
Gruppe zu kompensieren. Es ergeben sich auch wei-
tere technische Probleme, wie z. B. die Frage, zu wel-
chem Zeitpunkt die Nettoposition der Unternehmens-
gruppe zu berechnen ist, wenn manche Einheiten der 
Gruppe in unterschiedlichen Zeitzonen operieren. 
Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich, wenn für das 
auf Wertpapiergeschäfte spezialisierte Tochterunter-
nehmen Sonderregelungen für die Beaufsichtigung 
des Marktrisikos gelten, das Mutterkreditinstitut je-
doch für seinen Wertpapierhandel die Richtlinie 
89/647/EWG über den Solvabilitätskoeffizienten an-
wendet und nicht die zukünftige Richtlinie über die 
angemessene Eigenkapitalausstattung. In diesem Fall 
erscheint es nicht angezeigt, die Konsolidierung nach 
den Standards der Richtlinie 89/647/EWG vorzu-
schreiben. 

Bis eine Lösung dieses Problems, die auf internationa-
ler Ebene weitgehend akzeptiert wird, gefunden ist, 
d. h. bis zu einer späteren Koordinierung, ist es ge-
rechtfertigt, den zuständigen Behörden die Entschei-
dung zu überlassen, ob die Konsolidierung vorzuneh-
men ist, und wenn ja, nach welchen Modalitäten. Die 
Freistellung betrifft in erster Linie diejenigen Finanz-
institute, die hauptsächlich mit Marktrisiken behaf-
tete Aktivitäten haben. 

Es wäre jedoch nicht richtig, die Freistellung auf diese 
Spezialinstitute zu beschränken; andere Kredit- oder 
Finanzinstitute können ebensogut neben ihren mit ei-
nem Kreditrisiko behafteten Aktivitäten Geschäfte tä-
tigen, die hauptsächlich mit einem Marktrisiko ver-
bunden sind, vor allem wenn diese Ins titute Wertpa-
pierhandel betreiben. Es wäre jedoch auch nicht kor-
rekt, die zweite Katego rie von Instituten ganz von der 
Konsolidierung freizustellen, denn wie schon er-
wähnt, bringen ihre Aktivitäten auch Kreditrisiken 
mit sich, die nicht einer Anwendung der Richtlinie 
89/647/EWG auf konsolidierter Basis entzogen wer-
den dürfen. Folglich würde die Freistellung von der 
Konsolidierung nur für den Wertpapierhandel dieser 
Institute gelten, und nur unter der Voraussetzung, daß 
die zuständigen Behörden für diesen Handel beson-
dere Aufsichtsregeln anwenden. 

Bezüglich der Defini tion des Wertpapierhandels wird 
in Artikel 1 der Richtlinie auf die Definition in dem 
Vorschlag für eine Richtlinie über die angemessene 
Eigenkapitalausstattung verwiesen, damit aus den 
obengenannten Gründen völlige Übereinstimmung 
zwischen den beiden Richtlinien herrscht. 

Absatz 4 zielt darauf ab, den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten, in denen Tochtergesellschaften 
ihren Sitz haben, eine Handhabe zu geben, falls die 
zuständigen Behörden, die für die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis zuständig sind, diese Beauf-
sichtigung in Anwendung eines der in Absatz 3 vor-
gesehenen Fälle nicht ausüben. 

In Absatz 5 werden die Gegenstände der Beaufsichti-
gung auf konsolidierter Basis genannt; Überwachung 
der Solvabilität und Begrenzung von Großkrediten. 
Da Artikel 12 Abs. 6 der Zweiten Bankrechtskoordi-
nierungsrichtlinie 89/646/EWG vom 15. Dezember 
1989 außerdem die Pflicht vorsieht, die Begrenzung 
der nichtfinanziellen Beteiligungen gemäß Artikel 12 
zu beaufsichtigen, ist diese Beaufsichtigung zu den 
Gegenständen der Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis zu rechnen. Im Sinne der Richtlinie 89/646/EWG 
gelten diese Begrenzungen jedoch nur für Kreditinsti-
tute; die Anwendung dieser Bestimmung ist daher auf 
die Fälle zu beschränken, in denen die Muttergesell-
schaft ein Kreditinstitut ist. 

In Absatz 6 werden die zuständigen Behörden aufge-
fordert, geeignete interne Kontrollverfahren für alle 
Teile der Unternehmensgruppe vorzuschreiben, die 
Gegenstand der Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis ist. Diese Bestimmung, die eine Entsprechung in 
Artikel 13 Abs. 2 der Zweiten Bankrechtskoordinie-
rungsrichtlinie (89/646/EWG) findet, ist insbesondere 
durch die erforderliche Zuverlässigkeit der konsoli-
dierten Aufstellungen zur Finanzlage gerechtfertigt, 
die den zuständigen Behörden übermittelt werden. 

Nach Absatz 7 können die Mitgliedstaaten Kreditin-
stitute von der Beaufsichtigung auf individueller Basis 
ausnehmen, die als Muttergesellschaften Gegenstand 
einer konsolidierten Beaufsichtigung sind. 

Absatz 8 und 9 entsprechen Artikel 3 Abs. 5 und 6 der 
Richtlinie 89/647/EWG über einen Solvabilitätskoeffi-
zienten, die die Verpflichtungen der zuständigen Be-
hörden hinsichtlich der Beaufsichtigung von Tochter-
gesellschaften regeln, deren Muttergesellschaft in ei-
nem anderen Mitgliedstaat zugelassen wurde. Diese 
Bestimmungen haben auch zur Streichung eines Falls 
einer Befreiung von der Konsolidierung geführt, der in 
der Richtlinie aus dem Jahre 1983 vorgesehen war, 
und zwar des Falles, daß 75 % der Geschäftstätigkeit 
des Kreditinstituts bereits auf einem höheren Niveau 
konsolidiert wurden. 

Artikel 4 Die zuständigen Behörden, die mit der 
Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
beauftragt sind 

Durch die vorgesehene Regelung soll für die verschie-
denen möglichen Situationen ein übergreifender Fak-
tor festgelegt werden, nach dem die zuständigen Be-
hörden bestimmt werden können, die damit beauf-
tragt sind, die Beaufsichtigung auf konsolidierter Ba-
sis durchzuführen. Ist ein übergreifender Faktor nicht 
erkennbar, sind zusätzliche Kriterien vorgesehen, 
falls die betreffenden Behörden nicht in der Lage sein 
sollten, sich untereinander zu einigen. 

Neben dem Fall (der keine Schwierigkeiten bereitet), 
daß die Muttergesellschaft ein Kreditinstitut ist, wird 
in diesem Artikel die genannte Frage für den Fall, daß 
die Muttergesellschaft eine Holdinggesellschaft des 
Finanzsektors ist, wie folgt geregelt: 
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Die Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis wird 
durchgeführt von den zu-
ständigen Behörden von .. . 

1. Holdinggesellschaft des Finanzsektors mit Sitz in A und Tochter-Kreditinstitut A 
mit Sitz in A 

2. Holdinggesellschaft des Finanzsektors mit Sitz in A und Tochter-Kreditinsti- A 
tute mit Sitz in A, B, C . . . 

3. Holdinggesellschaft des Finanzsektors mit Sitz in A und Tochter-Kreditinstitut B 
mit Sitz in B 

4. Holdinggesellschaft des Finanzsektors mit Sitz in A und Tochter-Kreditinsti- * ) 
tute mit Sitz in B, C, D . . . 

*) Gegenseitiges Einvernehmen zwischen den zuständigen Behörden von A, B, C und D; falls kein Einvernehmen erzielt werden 
kann, gelten die zusätzlichen Zuordnungskriterien. 

Die betreffenden zuständigen Behörden können von  
diesen Regeln im gegenseitigen Einvernehmen ab-
weichen. 

Die zusätzlichen Zuordnungskriterien werden wie 
folgt definiert: 

— Der Mitgliedstaat, in dem das Kreditinstitut mit der 
höchsten Bilanzsumme seinen Sitz hat, da anzu-
nehmen ist, daß die für dieses Unternehmen zu-
ständigen Behörden das stärkste Interesse an der 
Durchführung der Beaufsichtigung auf konsoli-
dierter Basis haben. 

— Falls die Bilanzsumme gleich ist, sind es die zu-
ständigen Behörden des Mitgliedstaates, die zu-
erst die Zulassung eines Tochter-Kreditinstituts er-
teilt haben; in den vermutlich äußerst seltenen Fäl-
len, in denen dieses Kriterium angewandt würde, 
ist allerdings anzunehmen, daß dieses Kriterium 
der Erstzulassung den Behörden, die diese Zulas-
sung erteilt haben, die Ro lle eines „Primus inter 
pares" verleihen kann. 

Es wird deutlich, daß im Falle der vierten Hypothese 
die zusätzlichen Zuordnungskriterien so gewählt sind, 
daß sie immer zu dem Ergebnis führen, daß die Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis von den zuständi-
gen Behörden des Mitgliedstaates ausgeübt wird, in 
dem ein Kreditinstitut der Unternehmensgruppe sei-
nen Sitz hat. 

Artikel 5 — Form und Umfang der Konsolidierung 

Nach Absatz 1 sind die Tochtergesellschaften nach 
dem Verfahren der globalen Integration ebenso zu 
konsolidieren wie die Unternehmen, über die die 
Muttergesellschaft nach Auffassung der zuständigen 
Behörden einen beherrschenden Einfluß ausübt. In 
Unterabsatz 2 ist eine einzige Ausnahme vorgesehen; 
diese betrifft den Fall, daß die Verantwortung der 
Muttergesellschaft eindeutig auf den Kapitalanteil 
beschränkt ist, den sie besitzt, angesichts der explizi-
ten Verantwortung, die von anderen Aktionären oder 
Gesellschaftern übernommen wird. 

Nach Absatz 2 ist die proportionale Konsolidierung im 
Falle einer Beteiligung an Unternehmen zwingend 

vorgeschrieben, die gemeinsam mit anderen Unter-
nehmen geleitet werden, und wenn diese Beteiligung 
eine Beschränkung der Verantwortung der einzelnen 
Aktionäre auf ihren Anteil am Kapital vorsieht. 

Absatz 3 räumt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
ein, andere Fälle einer Konsolidierung vorzusehen, 
und Absatz 4 sieht die Konsolidierung der Unterneh-
men mit bankbezogenen Hilfsdiensten vor. 

Artikel 6 — Informationen, die von den gemischten 
Unternehmen und ihren 
Tochterunternehmen zu liefern sind 

Wie in den allgemeinen Erwägungen ausgeführt 
wurde, ist eine Konsolidierung, die von der Mutterge-
sellschaft einer Unternehmensgruppe ausgeht, an de-
ren Spitze ein gemischtes Unternehmen steht, eine 
Technik, die angesichts der Heterogenität der Ge-
schäftstätigkeit nicht anwendbar ist. 

Im gegenwärtigen Stadium der Koordinierung und 
solange keine anderen Verfahren der Beaufsichti-
gung vorhanden sind, dürfte die effizienteste Alterna-
tivlösung darin bestehen, für gemischte Unternehmen 
und ihre Tochtergesellschaften die Verpflichtung vor-
zusehen, den zuständigen Behörden alle erforderli-
chen Auskünfte für die Beaufsichtigung der Tochter

-

Kreditinstitute der genannten gemischten Unterneh-
mensgruppen zu liefern; dies bet rifft insbesondere die 
Auskünfte über die Beziehungen zwischen diesen 
Kreditinstituten einerseits und der gemischten Unter-
nehmensgruppe und ihren anderen Tochtergesell-
schaften andererseits. 

Artikel 7 

In Absatz 1 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
die Regelungen zu beseitigen, die verhindern wür-
den, daß eine Tochtergesellschaft oder eine Gese ll

-schaft, an der eine Beteiligung gehalten wird, die er-
forderlichen Auskünfte für die Konsolidierung lie-
fert. 

Absatz 2 sieht im wesentlichen in Unterabsatz 2 vor, 
daß die zuständigen Behörden des Landes, in dem die 
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Muttergesellschaft ihren Sitz hat, wenn sie die Beauf-
sichtigung auf konsolidierter Basis nicht selbst in An-
wendung von Artikel 4 des Vorschlags ausüben, den-
noch bei dieser Muttergesellschaft die erforderlichen 
Informationen für die Ausübung der Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis einholen müssen, um sie den 
für diese Beaufsichtigung zuständigen Behörden zu 
übermitteln. Die Erfahrung zeigt, daß es häufig für die 
zuständigen Behörden sehr mühsam ist, von einer 
Muttergesellschaft regelmäßig Auskünfte zu erhalten, 
wenn diese Muttergesellschaft ihren Sitz in einem 
anderen Land hat. 

In Absatz 3 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
den Informationsaustausch zwischen ihren zuständi-
gen Behörden zu ermöglichen. 

Absatz 4 sieht eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden vor, die mit der Beaufsichtigung der 
Kreditinstitute, der Versicherungsunternehmen und 
der Unternehmen, die Wertpapierdienstleistungen 
anbieten, beauftragt sind. 

Absatz 5 sieht vor, daß der Informationsaustausch 
zwischen den zuständigen Behörden unter das in den 
Koordinierungsrichtlinien definierte Berufsgeheimnis 
fällt. 

Absatz 6 sieht die Aufstellung einer Liste der Holding-
gesellschaften des Finanzsektors vor. Diese Bestim-
mung zielt nicht darauf ab, indirekt ein Kontrollstatut 
für die Holdinggesellschaften des Finanzsektors zu 
schaffen, sondern einfach darauf, daß die Behörden 
eine Bestandsaufnahme der Situation vornehmen. 
Anders als die in der Ersten Bankrechtskoordinie-
rungsrichtlinie 4) vorgesehene Liste der Kreditinstitute 
wird die Liste der Holdinggesellschaften des Finanz-
sektors, die zur Informa tion der Aufsichtsbehörden 
dient, nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 

Absatz 7, der die Regelung für Kontrollen vor Ort ent-
hält, wurde aus der Richtlinie aus dem Jahre 1983 
übernommen; er wurde jedoch auf die Unternehmen 
mit bankbezogenen Hilfsdiensten und auf die Toch-
tergesellschaften gemischter Unternehmensgruppen 
ausgeweitet. 

Absatz 8 sieht vor, daß die Mitgliedstaaten verpflich-
tet sind, Sanktionen zu verhängen, um eine ordnungs-
gemäße Anwendung der Maßnahmen zu gewährlei-
sten, die zur Umsetzung der Richtlinie ergriffen wur-
den. 

Artikel 8 — Drittländer 

Dieser Artikel beabsichtigt, der Kommission zu er-
möglichen, dem Rat Vorschläge zu unterbreiten, um 
mit Drittländern Vereinbarungen abzuschließen, die 
die gleichen Ziele wie der vorliegende Richtlinienvor-
schlag verfolgen. 

Die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis ist um so 
wirkungsvoller, wenn sie auf weltweiter Ebene, in 
jedem Fall auf einer geographisch möglichst breiten 

Ebene, durchgeführt werden kann. Es ist daher ange-
zeigt, sich zu vergewissern, daß in den Drittländern 
keine Hindernisse für die Übermittlung von notwen-
digen Angaben bestehen, und falls derar tige Hinder-
nisse bestehen, sich zu bemühen, sie für die Zwecke 
der Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zu besei-
tigen. Diese Ausrichtung steht in Übereinstimmung 
mit derjenigen in internationalen Gremien, insbeson-
dere mit derjenigen des Baseler Ausschusses für Ban-
kenaufsicht. In seinem Dokument mit dem Titel 
„Grundsätze für die Beaufsichtigung der ausländi-
schen Niederlassungen von Banken" , bekannt unter 
dem Namen „Baseler Konkordat" (überarbeitete Fas-
sung von 1983), hat der Baseler Ausschuß das Prinzip 
der Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis nach-
drücklich empfohlen. Dieses Dokument und ihre An-
wendungsmaßnahmen wurden von einer großen An-
zahl von Ländern unterstützt. 

Hinsichtlich der Verhandlung mit Drittländern er-
scheint es zweckmäßig, sie auf Gemeinschaftsebene 
durchzuführen, da es sich um ein harmonisiertes Ge-
biet handelt und die Ziele der Mitgliedstaaten konver-
gieren. 

Falls sich herausste llt, daß ein Unternehmen nicht 
konsolidiert werden kann, da die notwendigen Infor-
mationen nicht erhältlich sind oder es nicht möglich 
ist, sich ihrer Glaubwürdigkeit zu versichern (Fa ll  des 
Artikels 3 Abs. 3 erster Gedankenstrich der vorliegen-
den Richtlinie), ist die Beteiligung an diesem Unter-
nehmen von den Eigenmitteln des Kreditinstituts ab-
zuziehen (in Anwendung von Artikel 2 Abs. 1 zwölfter 
Gedankenstrich der Ratsrichtlinie 89/299/EWG vom 
17. April 1989 über die Eigenmittel der Kreditinsti-
tute 5). 

Die Vorschriften des Artikels 5 Abs. 2 und des Arti-
kels 11 der Richtlinie 89/646/EWG über die Qualität 
der Anteilsinhaber können sich ebenfalls als nützlich 
erweisen, um die Lieferung der geeigneten Informa-
tion durch das Mutterunternehmen zu gewährlei-
sten. 

Artikel 9 — Schlußbestimmungen 

Der letzte Termin für die Umsetzung der Richtlinie in 
das innerstaatliche Recht wurde auf den 1. Januar 
1993 festgesetzt. 

Artikel 10 

Dieser Artikel sieht vor, daß die Richtlinie 
83/350/EWG ab dem 1. Januar 1993 außer Kraft ge-
setzt wird. 

Artikel 11 

Dieser Artikel enthält die übliche Formulierung, nach 
der die Richtlinie an die Mitgliedstaaten gerichtet 
ist. 

4) Artikel 3 Abs. 7 der Richtlinie 77/780/EWG, ABl. Nr. L 322 
vom 17. Dezember 1977. 5) ABl. Nr. L 124 vom 5. Mai 1989, S. 16 ff. 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Karl H. Fell 

I. Verfahrensablauf 

Der Richtlinienvorschlag wurde dem Finanzausschuß 
mit Sammeldrucksache 12/152 Nr. 3 vom 20. Februar 
1991 zur federführenden Beratung und an den Rechts-
ausschuß sowie den Ausschuß für Wirtschaft zur Mit-
beratung überwiesen. Der Rechtsausschuß und der 
Ausschuß für Wirtschaft haben sich am 24. April 1991 
mit der Vorlage befaßt, der Finanzausschuß hat den 
Richtlinienvorschlag am 12. Juni 1991 beraten. Der 
Bundesrat hat am 1. März 1991 zu der Vorlage Stel-
lung genommen. 

II. Inhalt des Richtlinienvorschlags, 
Stellungnahmen des Bundesrates und der 

Bundesregierung 

1. Inhalt des Richtlinienvorschlags 

Die 1983 verabschiedete Konsolidierungsrichtlinie 
(83/350/EWG) verpflichtete die Mitgliedstaaten, für 
Kreditinstitute eine Beaufsichtigung auf konsolidier-
ter Basis durchzuführen. Sie betraf jedoch nur Ban-
kengruppen oder Teile von Bankengruppen, deren 
Muttergesellschaft ein Kreditinstitut ist. Die Konsoli-
dierungsrichtlinie soll nach dem vorliegenden Richtli-
nienvorschlag durch eine neue Richtlinie ersetzt wer-
den, die weitere Einzelheiten regelt und insbesondere 
den Anwendungsbereich der Konsolidierung aus-
dehnt. 

Der Anwendungsbereich der Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis soll nach dem Richtlinienvor-
schlag auf alle Unternehmen ausgedehnt werden, zu 
deren Bereich ein Finanzunternehmen gehört, auch 
wenn die Konzernspitze selbst kein Kreditinstitut ist. 
Artikel 3 Abs. 3 vierter Spiegelstrich sieht jedoch die 
Möglichkeit vor, auf das Wertpapiergeschäft speziali-
sierte Unternehmen „bis zur weiteren Koordinierung 
der Eigenmittelanforderungen in bezug auf die 
Marktrisiken" von der Konsolidierung auszuneh-
men. 

Gegenstand der Beaufsichtigung auf konsolidierter 
Basis sollen die angemessene Eigenkapitalausstat-
tung (Solvabilität), die Begrenzung der Großkredite 
und die Begrenzung des Beteiligungsbesitzes an 
Nicht-Finanzinstituten sein. Die für die Konsolidie-
rung relevante Beteiligungsschwelle soll auf 20 v. H. 
der Stimmen oder des Kapitals gesenkt werden (bis-
her Konsolidierungspflicht ab 50 v. H.). 

Bei den Konsolidierungsmethoden wird eine stärkere 
Vereinheitlichung angestrebt. Für Mehrheitsbeteili-
gungen (Tochterunternehmen) oder im Fall eines „be-
herrschenden Einflusses" soll die Methode der Voll-
konsolidierung angewandt werden. Wenn die Haf-
tung für das Beteiligungsunternehmen auf den jewei

-

ligen Kapitalanteil beschränkt ist, soll jedoch auch die 
Quotenkonsolidierung zulässig sein. Bei Minderheits-
beteiligungen (mehr als 20 v. H. des Kapitals oder der 
Stimmrechte) soll die Quotenkonsolidierung ange-
wandt werden, wenn Beteiligungsunternehmen „ge-
meinsam mit einem oder mehreren nicht in die Kon-
solidierung einbezogenen Unternehmen geleitet wer-
den". In anderen Beteiligungsfällen oder im Fa ll  eines 
„maßgeblichen Einflusses" (mehr als 20 v. H. der 
Stimmrechte) sollen die zuständigen Behörden ent-
scheiden können, ob und in welcher Form konsolidiert 
wird. In derartigen Fällen soll die Äquivalenzmethode 
(equity-Methode) zulässig sein. Bei dieser Konsolidie-
rungsmethode (vgl. § 312 HGB) wird der Wertansatz 
der Beteiligung mit dem anteiligen Eigenkapital des 
Beteiligungsunternehmens verglichen und entspre-
chend angesetzt oder erläutert. 

Geregelt werden soll zudem, welche Aufsichtsbehör-
den, insbesondere bei grenzüberschreitenden Fällen, 
für die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis zu-
ständig sein sollen. Im Grundsatz bedeuten diese Re-
geln, daß die Beaufsichtigung von den Behörden des-
jenigen Mitgliedstaates ausgeübt wird, in dem das in 
der Konzernstruktur „am höchsten" angeordnete Kre-
ditinstitut seinen Sitz hat. 

2. Stellungnahmen des Bundesrates und der 
Bundesregierung zu dem Richtlinienvorschlag 

a) Bundesrat 

Der Bundesrat hat am 1. März 1991 wie folgt zu der 
Vorlage Stellung genommen: 

„ 1. Der Bundesrat begrüßt den Vorschlag einer Richt-
linie des Rates über die Beaufsichtigung von Kre-
ditinstituten auf konsolidierter Basis als Nachfol-
geregelung der Richtlinie 83/350/EWG, denn er 
stellt ein weiteres wichtiges Element zur Harmo-
nisierung der Rechtsvorschriften im Bereich der 
Finanzdienstleistungen dar. Dies gilt insbeson-
dere für die Ausdehnung des Anwendungsbe-
reichs der Konsolidierung und den Versuch, bei 
den Konsolidierungsmethoden eine stärkere Ver-
einheitlichung herbeizuführen. 

Der Bundesrat bittet jedoch die Bundesregierung, 
im Verlauf der weiteren Beratungen in den Gre-
mien der Europäischen Gemeinschaften darauf zu 
achten, daß auch dieser Richtlinienvorschlag 
wettbewerbsneutral ausgestaltet wird: insbeson-
dere bei den Ausnahmebestimmungen und der 
Festschreibung derjenigen Fälle, in denen auf 
eine Konsolidierung verzichtet werden kann, be-
darf es einiger Konkretisierungen und der Strei-
chung von Artikel 3 Abs. 3 vierter Spiegelstrich, 
um Umgehungsmöglichkeiten zu verhindern und 
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um sicherzustellen, daß zwischen Universalban-
ken und Wertpapierfirmen kein Regelungsgefälle 
entsteht. In diesem Zusammenhang weist der 
Bundesrat darauf hin, daß derzeit im Baseler Ko-
mitee und auch im Zuge der IOSCO-Beratungen 
eine intensive Erörterung der Problematik der Ka-
pitalunterlegung von Marktrisiken und der Me-
thoden der Konsolidierung stattfindet, deren Er-
gebnisse in der endgültigen Fassung des Richtli-
nienvorschlags berücksichtigt werden sollten. Im 
übrigen hält es der Bundesrat für erforderlich, den 
Richtlinienvorschlag zeitgleich mit der Wertpa-
pierdienstleistungsrichtlinie und der Kapitalad-
äquanzrichtlinie im Rat zu verabschieden. 

Darüber hinaus bittet der Bundesrat die Bundes-
regierung um Prüfung der Frage, inwieweit es 
gesetzlich ermöglicht werden kann, der Banken-
aufsicht im Wege der Konsolidierung das Recht 
einzuräumen, zur Informationsbeschaffung einen 
unmittelbaren Zugriff auf solche Unternehmen zu 
ermöglichen, die nicht dieser Aufsicht unterlie

-

gen. Das Ergebnis dieser Prüfung wäre im Verlauf 
der weiteren Beratungen — insbesondere zu den 
Artikeln 6 und 7 — zu berücksichtigen. 

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung außer-
dem, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
für die Beteiligung in Höhe von 10 v. H. bis zur 
Schwelle der Konsolidierungspflicht die Möglich-
keit besteht, diese in die Konsolidierung aufzu-
nehmen. 

Nach der „Eigenmittel-Richtlinie" ist der Bundes-
gesetzgeber verpflichtet, bis zum 1. Januar 1993 
eine nationale Regelung in Kraft zu setzen, nach 
der grundsätzlich Beteiligungen an anderen Ban-
ken von über 10 v. H. von den Eigenmitteln eines 
Kreditinstitutes in Abzug zu bringen sind, es sei 
denn, die Beteiligung ist in die Konsolidierung 
einzubeziehen. 

In Einzelfällen kann eine Konsolidierung im Ver-
gleich zum Abzug von den Eigenmitteln zu einer 
günstigeren Kapitalrechnung führen, so daß ein 
diesbezügliches Wahlrecht von Vorteil wäre." 

b) Bundesregierung 

Auch die Bundesregierung hat den Richtlinienvor-
schlag als bedeutendes Element der europäischen 
Bankrechtsharmonisierung grundsätzlich begrüßt. 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags, den Kon-
solidierungskreis auszuweiten, wird von der Bundes-
regierung ausdrücklich unterstützt. Dabei müsse je-
doch insbesondere darauf geachtet werden, daß die 
selbständigen Wertpapierhäuser, die von den bereits 
verabschiedeten Bankrechtsharmonisierungsrichtli-
nien nicht erfaßt werden, nicht vom Anwendungsbe-
reich der konsolidierten Aufsicht ausgeklammert wer-
den können, weil sonst die Gefahr bestehe, daß es 
durch eine Auslagerung des Wertpapiergeschäfts auf 
selbständige Wertpapiertochterunternehmen zu einer 
Wettbewerbsverzerrung und Beeinträchtigung des 
Universalbankprinzips komme. Diese Bedingung er-
fülle der Richtlinienvorschlag nicht, da die in Artikel 3 

Abs. 3 vierter Anstrich enthaltenen Regelung allge-
mein die Möglichkeit eröffne, Wertpapierfirmen von 
der Konsolidierung auszunehmen. 

Grundsätzliche Bedenken bestehen nach Auffassung 
der Bundesregierung auch gegen die Anerkennung 
der „Äquivalenzmethode" als Konsolidierung, weil 
bei dieser Methode lediglich die Eigenkapitalposition 
verändert oder erläutert werde, während die risikorei-
che Aktivseite des Beteiligungsunternehmens unbe-
rücksichtigt bleibe. 

Die Bundesregierung hat weiterhin ausgeführt, daß 
die Beratung des Richtlinienvorschlags im Rat auf Ar-
beitsgruppenebene noch nicht abgeschlossen sei. 
Wichtigster, bislang ungeklärter Punkt sei die Frage 
der Einbeziehung der Marktrisiken im Wertpapierge-
schäft in den Anwendungsbereich der Richtlinie. Ei-
nigkeit bestehe dagegen in der Ratsarbeitsgruppe 
darüber, daß es sich bei der „Äquivalenzmethode" um 
keine Konsolidierungsmethode handele. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat wie folgt zu der Vorlage 
votiert: 

„Der Rechtsausschuß hat erhebliche Bedenken gegen 
die mangelnde Gleichbehandlung von Wertpapierin-
stituten in anderen Ländern, die auf der Grundlage 
der vorgeschlagenen Regelung des Artikels 3 Abs. 3 
Wettbewerbsvorteile hätten. 

Im übrigen erhebt der Rechtsausschuß einstimmig 
keine verfassungsrechtlichen oder sonstigen rechtli-
chen Bedenken gegen den Richtlinienvorschlag. " 

2. Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Richtlinienvor-
schlag einstimmig zur Kenntnis genommen. 

IV. Ausschußempfehlung 

Die Beratung des Richtlinienvorschlags im federfüh-
renden Finanzausschuß konzentrierte sich auf die 
Frage des Anwendungsbereichs der konsolidierten 
Aufsicht und auf die Frage der Anerkennung der 
Äquivalenzmethode (equity-Methode) als Konsolidie-
rungsmethode. 

Zur Problematik des Äquivalenzverfahrens hat die 
Bundesregierung im Finanzausschuß dargelegt, daß 
diese Frage in Brüssel inzwischen im Sinne der dies-
bezüglichen deutschen Auffassung gelöst worden sei. 
Die Äquivalenzmethode werde nicht als Konsolidie-
rungsverfahren anerkannt. Dies werde im Richtlinien-
text ausdrücklich festgestellt werden. 

Zum Anwendungsbereich der konsolidierten Aufsicht 
schlägt der Finanzausschuß dem Deutschen Bundes-
tag vor, die Bundesregierung für die weiteren Ver-
handlungen über den Richtlinienvorschlag aufzufor- 
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dern, sich nachdrücklich dafür einzusetzen, daß Kre-
ditinstitute und Wertpapierhäuser gleichbehandelt 
werden. Diese Beschlußempfehlung knüpft an den 
Beschluß des Deutschen Bundestages zum Richtli-
nienvorschlag über die angemessene Eigenkapital-
ausstattung von Wertpapierfirmen und Kreditinstitu-
ten (Drucksache 11/8028) an. 

Der Finanzausschuß hält eine Gleichbehandlung der 
Finanzinstitute in Ländern mit Universalbanksystem 
und in Ländern mit Trennbanksystem auch bei der 
Beaufsichtigung der Finanzinstitute auf konsolidierter 
Basis für unabdingbar. Auch in diesem Bereich muß 

Wettbewerbsgleichheit herrschen. Sie wäre bei Bei-
behaltung der im Richtlinienvorschlag vorgesehenen 
Möglichkeit, Wertpapierhäuser vom Anwendungsbe-
reich der konsolidierten Aufsicht auszuklammern, 
nicht gewährleistet. Die Wertpapierhäuser erhielten 
in diesem Falle gegenüber den auf der Basis des Uni-
versalbanksystems betriebenen Kreditinstituten ei-
nen nicht vertretbaren Wettbewerbsvorsprung. 

Die Beschlußempfehlung (Seite 3) erfolgte einstimmig 
bei Abwesenheit des Vertreters der Gruppe der 
PDS/Linke Liste. 

Bonn, den 12. Juni 1991 

Dr. Karl H. Fell 

Berichterstatter 




